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N
un sind sich alle einmal einig: Bildung wird der wirtschaftliche Erfolgsfaktor des 
21. Jahrhundert sein. In der Wissensgesellschaft sitzt in der ersten Reihe, wer spezifi-
sche Fähigkeiten und Kenntnisse mitbringt. Wer nur standardisiertes oder standardisier-
bares Allgemeinwissen im Schulranzen hat, muss ganz hinten Platz nehmen. Wer einen
höheren Berufsabschluss oder gar ein Studium geschafft hat, verdient  in der Regel besser
und bleibt seltener ohne Beschäftigung – dies ist die mikroökonomische Bildungsbot-
schaft. Volkswirtschaften mit einem „Pool“ gut ausgebildeter Arbeitskräfte und attraktiven
Rahmenbedingungen für hochqualifizierte Fach- und Führungskräfte wachsen stärker –
dies ist die makroökonomische Konsequenz positiver Wissens-Spillovers.
War in der Industriegesellschaft des letzten Jahrhunderts Sachkapital der strategische
Wachstumsfaktor, übernimmt in der Wissensgesellschaft des 21. Jahrhunderts das Hu-
mankapital diese Schlüsselrolle. Waren in der Vergangenheit Maschinen der Reichtum der
Arbeitgeber, wird künftig Wissen das Vermögen der Arbeitnehmer(innen). Kapital in den
Köpfen dürfte langfristig höhere Zinsen abwerfen als Kapital, das im oder auf dem Boden
steckt! An den Börsen wird diesen Entwicklungen – zumindest teilweise – bereits heute
Rechnung getragen. Der Aktienwert von Unternehmen wird nicht mehr aus der Bewertung
von „Fundamentals“ wie Anlagevermögen oder Marktanteilen ermittelt. Fabrikanlagen, Ma-
schinen, Gebäude und Ressourcen sind für die Entwicklung der Aktienkurse nahezu irrele-
vant geworden. Weit wichtiger als das physische Kapital ist das intellektuelle Kapital. Der
Wert einer Firma errechnet sich aus dem Barwert aller erwarteten künftigen Gewinne. Dabei
fließen in der New Economy vor allem immaterielle Vermögenswerte in die Gewinnerwar-
tungen ein. Dazu gehören originelle Geschäftsideen, kreative und motivierte Mitarbeiter(in-
nen) genauso wie die Wertschöpfung pro Mitarbeiter. Es dürfte nur noch eine Frage der Zeit
sein, bis in den Firmenbilanzen neben den Finanz- und Öko-Bilanzen auch eine betriebs-
spezifische Wissens-Bilanz auftauchen wird.
Damit wird die Frage um so bedeutungsvoller, wie denn Kosten und Erträge der Investi-
tionen in Humankapital zu verteilen sind. Beim Sachkapital ist die Antwort rasch und klar zu
finden. Wer in Maschinen investiert, streicht auch die Erträge ein. Zumindest in diesem Be-
reich hat sich der Primat freier, privater Eigenverantwortung als dominante und ökonomisch
überlegene Strategie durchgesetzt. Wie aber ist es bei den Bildungsinvestitionen? Hier
zeigt sich in weiten Teilen eine Diskrepanz: Kosten werden sozialisiert, Erträge privatisiert. 
Während beim Verkehr, bei der Telekommunikation und im Gesundheitswesen ein öf-
fentliches Monopol nach dem andern fällt und die ehemals staatlich dominierten Strukturen
des 19. Jahrhunderts langsam fit gemacht werden für die Dienstleistungsgesellschaft des
neuen Jahrhunderts, hinkt das Bildungssystem hinterher. Begriffe wie Selbstverantwor-
tung, Verursacher- oder Nutznießerprinzip halten überall Einzug – nur nicht beim strategi-
schen Schlüsselbereich der Zukunft, dem Bildungswesen. „Privatisierung“, sonst bei Post,
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Bahn, Telefon und Energie „in“, bleibt bei der Bildung nach wie vor „out“. Dabei verlangt ge-
rade die Wissensgesellschaft nach einer stärkeren Ökonomisierung des für künftige Erfolge
so zentralen Bildungsbereichs. Dynamik und Intensität des wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Strukturwandels machen flexible Bildungssysteme erforderlich, die auf der Ri-
sikobereitschaft, Eigeninitiative und Innovationskraft einzelner Menschen ruhen. Initiative,
Kreativität, Phantasie und Motivation lassen sich nicht staatlich befehlen. Wer hier die Wei-
chen falsch stellt, wird sich bald einmal auf dem Abstellgleis wiederfinden. Verpasstes läs-
st sich im Bildungsbereich nicht mehr so leicht und rasch aufholen.
In der New Economy werden nicht nur Landes- und Firmengrenzen verschwimmen und
zunehmend durch funktionale Beziehungsnetze ersetzt werden. Auch die Trennung zwi-
schen Aus- und Weiterbildung sowie zwischen Fach(hoch)schulen und Universitäten wird
unscharf werden. Was wird in der New Economy noch „universitär“ sein? Wieso eigentlich
werden Studierende gegenüber Lehrlingen und sich weiterbildenden Berufstätigen privile-
giert? Wieso soll ein 20-jähriger Universitätsstudent staatlich unterstützt werden, nicht aber
eine 40-jährige Wiedereinsteigerin, die berufsbegleitend in langen und mühsamen Abend-
stunden an einer „virtuellen“ Fachhochschule studiert, um sich für einen neuen Job zu qua-
lifizieren? Wieso eigentlich werden staatliche Universitäten finanziell gefördert, nicht aber
die „Corporate Universities“, die wie Pilze aus dem Boden schießen, sei es bei Allianz, Ber-
telsmann, Burda, Cisco, DaimlerChrysler, Debis, Merck, Lufthansa oder anderen Großun-
ternehmen? Zukunftsfähige Bildungssysteme haben dem lebenslangen Lernen genauso
Rechnung zu tragen wie der Forderung nach Durchlässigkeit und Flexibilität. Im Kern geht
es darum, das Aus- und Weiterbildungssystem „new economy“-gerechter zu machen. Das
deutsche Aus- und Weiterbildungssystem ist „in die Freiheit zu entlassen“, wie es der ehe-
malige Bundespräsident Roman Herzog in seiner aufrüttelnden, aber dann doch rasch bei-
seite geschobenen Berliner Grundsatzrede gefordert hatte. 
„Freiheit“ für ein neues deutsches Bildungssystem heißt keinesfalls, dass sich der Staat
aus dem Bereich der Aus- und Weiterbildung zurückziehen soll. Im Gegenteil: weil „mehr
Humankapital“ „mehr Wachstum für alle“ bedeutet, ist es nicht mehr als richtig, dass Steu-
ergelder mit im Spiel bleiben. Soweit, wie der Staat Gerechtigkeitsziele erfüllen, Chancen-
gleichheit schaffen und Investitionen in Humankapital anregen will, muss und soll er mit di-
rekten Finanzspritzen gezielte Impulse injizieren. Es spricht nichts dagegen, allen
18-jährigen mit der Volljährigkeit ein Bündel von staatlich finanzierten farbigen Aus- und
Weiterbildungsgutscheinen in die Hand zu drücken – blaue für die Zeit bis 28, grüne bis 48
und rote bis 68. Es spricht ebenso weniges dagegen, staatliche Bürgschaften für all jene zu
gewähren, die bei einem privaten Kreditinstitut ein Darlehen aufnehmen möchten, um damit
in Humankapital zu investieren. Schließlich soll die Staatskasse durchaus auch im begrün-
deten Einzelfall mehr oder weniger großzügige, mehr oder weniger rückzahlbare Stipendi-
en für besonders einkommensschwache oder besonders förderungswürdige Studierende
aller Altersgruppen finanzieren.
„New Education“ muss die deutsche Bildungslandschaft nicht schlagartig umpflügen.
Ein pragmatisches Vorgehen begänne mit einem Mischmodell ordnungspolitisch zweiter
Güte. Staatliche Universitäten und (Fach-)Hochschulen könnten zunächst ruhig bestehen
bleiben. Grundlegend neu und entscheidend wäre jedoch, dass sie gegenüber nicht-staat-
lichen Konkurrenten in keiner Weise finanziell privilegiert werden. Sie erhielten kein öffentli-
ches Steuergeld mehr direkt, sondern einzig noch indirekt über den Nachfragekanal. Wol-
len staatliche Universitäten und (Fach-)Hochschulen öffentliches Bildungsgeld, müssen sie
genauso wie ihre privaten Konkurrenten um Studierende und deren Studiengelder oder
Gutscheine, (staatliche) Forschungsaufträge und (staatliche) Kunden ihrer Dienstleistungen
werben. Dabei könnten die heutigen staatlichen Hochschulen noch eine ganze Weile von ih-
rer bisherigen Reputation, einem Erfahrungsvorsprung in Lehre und Forschung sowie von
bestehenden internationalen Netzwerken zehren. Dieses Argument sollte die Angst vor dem
Wegfall ihrer bisherigen Privilegien eigentlich etwas dämpfen helfen.